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Auf die Frage »Meinen Sie, dass Sie Ihre derzeitige Tätigkeit
bis zur Rente ausüben können«, antworteten in einer Umfrage
soviel Prozent der Beschäftigten:

Jeder Dritte schafft es nicht bis zur Rente
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»Ja,
wahrscheinlich«

»Nein,
wahrscheinlich

nicht«

»Weiß nicht«

DIE SPITZE

Stasi-Liebhaber

»Jetzt muss die große Schau-

spielerin Iris Berben ganz

stark sein«, schrieb »Bild«

vergangenen Freitag voller

Mitgefühl. Denn Berbens

neuer Freund »wurde bei der

Stasi als inoffizieller Mitar-

beiter geführt«. Er soll Kame-

raden bespitzelt haben. Wie

»stark« Iris Berben ist, wis-

sen wir nicht. Aber dass die

Regierungsparteien sich zur-

zeit alles andere als stark

fühlen, das wissen wir. Bei

den Kommunalwahlen in

Schleswig-Holstein liefen ih-

nen die Wähler wieder in

Scharen davon. Und bei den

Umfragewerten liegen sie

auch im Keller. Da wundert

es uns nicht, dass im Bun-

destag letzte Woche Kraft-

training angesagt war: »Hau

den Gysi« war das Instru-

ment, mit dem Stärke ge-

wonnen werden sollte.

Schon wieder ging es um

– in diesem Fall nicht bewie-

sene – Stasi-Vorwürfe. Dass

die Umfragewerte sich jetzt

zugunsten der großen Par-

teien verändern, bezweifeln

wir allerdings.

Bei der Telekom wird man

die Aufgeregtheit sowieso

nicht verstehen. Denn für de-

ren Zentrale liest sich eine

frühere Stasi-Tätigkeit offen-

bar sehr gut im Lebenslauf.

So gut, dass der Konzern Ex-

Stasi-Leute anheuerte, um

Journalisten auszuspionie-

ren. Was machen eigentlich

die anderen ehemaligen Sta-

sis? Wie viele sind noch als

Schnüffler in der Wirtschaft

untergekommen? Es würde

uns beruhigen, wenn die

meisten Stasis Liebhaber

von TV-Stars wären.

ALTERSTEILZEIT

Inhalt

Nach den Warnstreiks diese

Woche in einigen Bezirken plant

die IG Metall ab 16. Juni eine

zweite – überregionale – Warn-

streikwelle. Vorher haben die Ar-

beitgeber allerdings noch Zeit,

verhandlungsfähige Angebote

zur Altersteilzeit zu machen. Am

9. Juni wird in Baden-Württem-

berg wieder verhandelt.

Was die Verhandler des Arbeitge-

berverbands Südwestmetall in

den ersten drei Tarifrunden zur Al-

tersteilzeit boten, nannte IG Me-

tall-Bezirksleiter in Stuttgart, Jörg

Hofmann, eine »Zumutung«.

Sie wollen den tariflichen An-

spruch auf Altersteilzeit so ein-

schränken, dass die Zahl derer,

die noch in ihren Genuss kämen,

im Promillebereich läge.

In Altersteilzeit gehen soll da-

nach in Zukunft nur noch, wer:

3mindestens 20 Jahre Betriebszu-

gehörigkeit nachweisen kann und

3 in den vergangenen 15 Jahren

mindestens zwölf Jahre in Dauer-

nachtschicht oder rollierender

Wechselschicht gearbeitet hat.

Zusätzlich wollen sie noch zwei

weitere Hürden aufbauen. So sol-

len nur noch:

3maximal zwei Prozent der Be-

schäftigten Anspruch auf Alters-

teilzeit haben (die IG Metall fordert

bis zu fünf Prozent), und

3die Altersteilzeitphase soll höch-

stens vier Jahre dauern und erst

mit 61 Jahren anfangen können.

Das heißt: Frühestens mit 63 Jah-

ren wäre es Arbeitnehmern mög-

lich, in die Freistellungsphase zu

wechseln. Die IG Metall fordert bis

zu sechs Jahre Altersteilzeit.

Wer es geschafft hat, all diese

Hürden zu überwinden, der soll

seinen vorzeitigen Ausstieg auch

noch durch einen »Eigenbeitrag«

zum Teil selbst finanzieren. Wie,

darüber haben sich die Arbeitge-

ber bisher nicht geäußert.

»Zwischen skandalös und kon-

fus« ordnet Jörg Hofmann das »An-

gebot« von Südwestmetall ein.

»Wir werden den Druck erhöhen»,

kündigte er an. Denn mit diesem

Angebot hätten die Arbeitgeber

die »Konflikte provoziert«.

4. Juni 2008
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Skandalös bis konfus

Die Hälfte der Beschäftigten bezweifelt angesichts ihrer Arbeitsbelas-
tung und ihres Gesundheitszustands, bis zur Rente arbeiten zu können.
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I m p r e s s u m

A l t e r s t e i l z e i tdirekt gefragt:

Die IG Metall will die bisherigen
Aufstockungen in der Altersteilzeit
erhalten, aber für die unteren
Lohngruppen Verbesserungen er-
reichen – »damit die es sich leisten
können, die es am nötigsten ha-
ben«, weil ihre Arbeitsbedingun-
gen oft besonders belastend sind.

Die Arbeitgeber wollen Altersteilzeit in Zukunft nur
noch Menschen mit besonders belastenden Tätig-
keiten ermöglichen. direkt fragt:

Wie geht es weiter nach den bisherigen
ergebnislosen Verhandlungen?

Wenn Altersteilzeit, dann nur für
ganz wenige – das war die einzige
konkrete Botschaft der Arbeitge-
ber in den ersten Verhandlungen.
Frühverrentungen seien eigent-
lich nicht mehr nötig.
Ein »Mentalitätswandel« sei erfor-
derlich, erklärten die Vertreter von
Südwestmetall. Angesichts des
Fachkräftemangels sei ein vorzeiti-
ger Ausstieg Älterer nicht mehr
sinnvoll. Im Gegenteil: Die Unter-
nehmer stünden zur Rente mit 67.

Jörg Hofmann, IG Metall-Bezirks-
leiter von Baden-Württemberg,
hielt ihnen vor, dass in ihren Rei-
hen von einem Mentalitätswandel
bisher wenig zu spüren sei. Bei der
Arbeitsgestaltung, bei Weiterbil-
dungsangeboten, altersgerechten
Arbeitszeitmodellen und der Be-
grenzung des Leistungsdrucks
herrsche in den Firmen »Fehlanzei-
ge auf breiter Front«.

Hofmann wandte sich gegen die
Pläne der Arbeitgeber, dass Alters-
teilzeiter ihren Ausstieg durch ei-
nen Eigenbeitrag mitfinanzieren
sollen. »Wir werden doch nicht den
Einzelnen zur Kasse bitten, wenn
er gesundheitsbedingt oder im In-
teresse eines Jüngeren seinen Ar-
beitsplatz räumt.«
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Kein Mentalitätswandel spürbar

»Die Arbeitgeber haben ein Altersteilzeitverhinde-
rungsangebot präsentiert. Nur ein verschwindend
geringer Teil der Beschäftigten könnte künftig noch
in Altersteilzeit gehen. Bei uns maximal 30 von 1300
Beschäftigten. Die Firmenleitung unternimmt gar
nichts, um den demografischen Wandel zu gestalten.
Wenn sie den Problemen ins Auge sähe, müsste ihr
klar sein, wie wichtig Altersteilzeit auch in Zukunft
ist. Die Beschäftigten brauchen einen Anspruch dar-
auf – auf der Basis einer erzwingbaren Betriebsver-
einbarung.«
Ursula Genswürger, BR-Vorsitzende, Valeo, Bietigheim

»In der Produktion erfüllen fast alle Beschäftigten
das Kriterium ›besonders belastet‹: Das rollierende
Drei-Schicht-System ist Standard, die Arbeit immer kür-
zer getaktet. Die Belastung ist wahnsinnig. Aber was ist
mit den Angestellten? Bei ihnen haben die (psychi-
schen) Belastungen enorm zugenommen. Genauso
wie bei den Fachkräften, denen es mit zunehmendem
Alter immer schwerer fällt, die rasant zunehmenden
technischen Innovationen zu beherrschen? Diese
Gruppen würden alle durch den Rost fallen.«
Thomas Freels, Geschäftsführer des GBR, Ford, Köln

»Unsere Geschäftsleitung hat öffentlich erklärt,
dass sie Altersteilzeit für ein bewährtes Instrument
der Personalpolitik und eine Förderung durch die
Bundesagentur für Arbeit für notwendig hält. Auch
andere Arbeitgeber in Niedersachsen haben sich so
geäußert. Das zeigt, dass es unterschiedliche Posi-
tionen in ihrem Lager gibt. Die spannende Frage ist,
ob sich die Pragmatiker – dazu zähle ich unsere Ge-
schäftsleitung – Gehör verschaffen können.«
Jens Schäfer, Vertrauenskörperleiter, Wabco, Hannover

»Die Altersteilzeit darf nicht an Kriterien wie ›be-
sonders belastet‹ gebunden werden. Was heißt das
denn? Frauen, die jahrelang mit der Doppelbelas-
tung Beruf und Familie leben, sind auch besonders
belastet. Trotzdem würden sie nicht unter dieses Kri-
terium fallen. Wir brauchen einen Rechtsanspruch
auf Altersteilzeit. Es darf hier nicht nach Gutsherren-
art entschieden werden.«
Cornelia Gramm, BR-Vorsitzende, Vakuumschmelze, Hanau

»Aufgrund der vielen Schichtarbeit wird es schwie-
riger, ältere Kollegen mit gesundheitlichen Proble-
men vernünftig einzusetzen. Dafür brauchen wir die
Möglichkeit zum vorzeitigen Ausstieg. Wir brauchen
weiter den Einstieg für unsere Azubis. Wenn bei den
Tarifverhandlungen kein Ergebnis zustande kommt,
werden wir uns an Aktionen beteiligen. Da können
und da wollen wir uns nicht raushalten.«
Michael Eilers, BR-Vorsitzender, Airbus, Nordenham

Das will die IG Metall tarifpolitisch durchsetzen:
3Betriebsvereinbarungen, in denen die Auswahl der Altersteilzeiter

und -teilzeiterinnen geregelt sind, müssen erzwingbar sein. Die Ver-
einbarungen müssen bestimmte Mindestbedingungen erfüllen:
3Anspruch haben bis zu fünf Prozent der Beschäftigten.
3Das Entgelt während der Altersteilzeit wird – wie bisher – aufge-
stockt. Für die unteren Lohngruppen soll es verbessert werden.
3Die Altersteilzeitphase kann bis zu sechs Jahre dauern: Sie kann
mit 57 Jahren beginnen und mit 63 Jahren enden. Beginn der Freistel-
lungsphase wäre dann mit 60 Jahren. Die Abschläge bei einer Rente
mit 63 sollen durch Abfindungen ausgeglichen werden.

3Wo keine Betriebsvereinbarungen bestehen, haben Beschäftigte ei-
nen Anspruch auf ein tarifliches Altersteilzeitmodell.

Die starken Fünfziger
3 Fast 23 Prozent der Beschäf-

tigten waren 2006 laut Bun-
desagentur für Arbeit über 50
Jahre alt. In zwei Jahren sind
es mehr als 26 Prozent.

3Der Anteil der Betriebe, die
Ältere speziell fördern, ging
zwischen 2002 und 2006 von
19 auf 17 Prozent zurück.

Eine Möglichkeit dazu wäre, statt
das Nettoeinkommen künftig den
Bruttoverdienst zur Bemessungs-
grundlage für die Aufstockung zu
machen. Dann stünden die Be-
schäftigten in den unteren Lohn-
gruppen wegen der geringeren
Steuerprogression besser da als
bisher. Immerhin in diesem einen
Punkt haben die Arbeitgeber
schon signalisiert, dass sie zu-
stimmen könnten.
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I n t e r n a t i o n a l

Weltweit wird die Arbeit im Me-

tallsektor prekärer. Dies geht aus

einer Erhebung des Internationa-

len Metallgewerkschaftsbundes

(IMB) hervor, der etwa 50 Gewerk-

schaften von Kanada bis Malaysia

befragte. 90 Prozent sagten, dass

der Anteil prekärer Arbeit steigt,

vor allem durch Ausgliederung an

Dienstleister am Standort selbst.

Ziele der Arbeitgeber seien

niedrigere Löhne und Sozial-

leistungen. Besonders betroffen

sind junge Arbeitnehmer, Frauen

und Geringqualifizierte. Die ge-

werkschaftlichen Gegenstrategi-

en: Umwandlung in Festanstel-

lung und gleiche Bezahlung.

3

Mit der Richtlinie für Europäische

Betriebsräte (EBR) schaffte die EU

1995 eine rechtliche Grundlage,

Arbeitnehmervertretungen auf eu-

ropäischer Ebene zu gründen.

Doch für eine belastbare gewerk-

schaftliche Betriebspolitik in Eu-

ropa reicht sie nicht aus.

Die Revision der Richtlinie ist seit

neun Jahren überfällig. »Je länger

sie auf Eis liegt, desto mehr häu-

fen sich die Probleme«, sagt Aline

Hoffmann vom EBR-Team des IG

Metall-Vorstands. Die Defizite der

Richtlinie bekommen Euro-Be-

triebsräte oft zu spüren, etwa bei

Fusionen oder beim Versuch, EBR-

Rechte einzuklagen. Nun hofft die

IG Metall, dass sich die EU-Kom-

mission endlich bewegt. Sie will

einen neuen Richtlinien-Entwurf

vorlegen. Wie viel er bringen wird,

ist noch unklar. In einem ersten

Entwurf hatte die Kommission

aber viele Forderungen der Ge-

werkschaften aufgegriffen.

Für Faruk Ikinci, EBR-Vorsitzen-

der des Automobilzulieferers Du-

ra, ist die Arbeit auf europäischer

Ebene oft steinig. Seit 2003 gibt

es bei Dura einen EBR. Die Richtli-

nie selber, sagt Ikinci, gebe nicht

viel her. Viel hänge davon ab, wie

sehr sich die Mitglieder des EBR

einsetzen. Bei Dura hat sich der

Betriebsrat vieles erkämpft, so

auch eine EBR-Vereinbarung, die

3Das Extranet
bietet einen tägli-
chen Infodienst.
Dieser Dienst der
IG Metall weist auf
Neuigkeiten hin,
empfiehlt interes-
sante Presseartikel
und enthält außer-
dem einen Service-
tipp sowie eine
Grafik.

3Mehr zum Thema
Euro-Betriebsräte
gibt es im Extranet:
extranet.igmetall.de
RAktive
REurobetriebsrat

E x t r a n e t

Die Beschäftigten der Metall- und

Elektroindustrie können sich freu-

en: Dank des Tarifabschlusses

2008 Jahres haben sie ab Juni wie-

der mehr auf dem Konto. Das Ex-

tranet rechnet aus wie viel es ist.

Der Tarifvertrag für die Metall- und

Elektroindustrie, der im vergange-

nen Jahr vereinbart wurde, bringt

jetzt noch einmal mehr Geld: Ab

Juni 2008 erhalten die Beschäftig-

ten 1,7 Prozent monatlich mehr.

Diese Erhöhung gibt es für die

restliche Laufzeit des Tarifvertra-

ges, also für fünf Monate. Hinzu

kommt eine Einmalzahlung von

monatlich 0,7 Prozent, die insge-

samt 3,98 Prozent eines Monats-

einkommens ausmacht.

Und wie viel bringt das in Euro

und Cents? Im Extranet steht ein

Tarifrechner bereit. Dort kann man

sein tarifliches Monatsbrutto ein-

geben. Der Tarifrechner ermittelt,

wie viel die monatliche Erhöhung

ausmacht, wie hoch die Einmal-

zahlung ausfällt und was das in

fünf Monaten zusammen aus-

macht. Wir empfehlen: Einfach

mal ausprobieren.

Extranet: extranet.igmetall.de

Erstanmeldung: extranet.igmetall.de/erstanmeldung

um einiges besser ist als die

Richtlinie. Und es gab immer wie-

der Auseinandersetzungen mit

dem Arbeitgeber, zum Beispiel

wenn der EBR über Umstrukturie-

rungen nicht informiert wurde.

Auch für Georg Leutert, Se-

kretär des EBR beim Autoherstel-

ler Ford, ist die Überarbeitung der

Richtlinie überfällig. Nicht für die

eigene Arbeit, denn der Ford-EBR

hat schon heute viel mehr Mög-

lichkeiten, als die Richtlinie vor-

sieht. »Wir haben ein Verhand-

lungsrecht und so viele Sitzungen

pro Jahr wie wir brauchen. Doch

das haben viele andere Euro-Be-

triebsräte nicht.«

Rechte des EBR stärken

Um die Arbeitsbedingungen aller

EBR zu verbessern, muss nach

Leuterts Auffassung die Zahl der

Sitzungen erhöht und das Infor-

mationsrecht erweitert werden.

»Häufig gibt es keine Vor- und

Nachbereitungssitzungen«, sagt

Leutert. »Da können sich Betriebs-

räte auf das Gespräch mit der Ge-

schäftsleitung kaum vorbereiten.«

Zu den zentralen Forderungen

des Europäischen Gewerkschafts-

bunds (EGB) gehört, die Grün-

dung eines Euro-Betriebsrats in

mehr Unternehmen zu ermögli-

chen. Dazu müsste der jetzige

Schwellenwert von 1000 Beschäf-

tigten abgeschafft oder zumin-

dest halbiert werden. Der EGB for-

dert zudem, die Rechte der Ge-

werkschaften in der EBR-Arbeit zu

stärken. Die Arbeitsbedingungen

müssen verbessert werden, unter

anderem durch ein Recht des EBR

auf Fortbildung und der Erweite-

rung des Themenkatalogs etwa

hinsichtlich Gleichstellung, Ar-

beits- und Gesundheitsschutz.

Damit auch Euro-Betriebsräte

wie Ikinci von der Revision profi-

tiert, kommt es auch darauf an,

dass bereits bestehende EBR auf

Basis der neuen Richtlinie nach-

verhandeln dürfen.

Online-Rechner beziffert TariferhöhungJobs global prekärer

In 816 Unternehmen in Europa werden Beschäftigte auch
durch einen Euro-Betriebsrat vertreten. Einen Anspruch
auf einen EBR hätten aber deutlich mehr.

Unternehmen in Europa

Endlich bewegt sich die EU-Kommission

2.257

816

mit Anspruch
auf EBR

mit EBR

Mitbestimmung in Europa ausbaufähig



R o m a n B u r g e r
Schweizer Gewerkschaft Unia

? direkt: Warum habt ihr euch für

Organizing entschieden?

3Roman Burger: Wir verstehen

Gewerkschaft als eine Bewegung,

an der sich Mitglieder aktiv beteili-

gen. Stellvertretend für unsere

Mitglieder können wir nur wenig

erreichen, gemeinsam mit ihnen

umso mehr. Dabei ist Organizing

ein nützliches Instrument, mit

dem wir auch in bisher schlecht or-

ganisierten Betrieben Erfolge er-

zielen und Mitglieder gewinnen

konnten.

? direkt: Wie erfolgreich wart ihr

mit diesem Instrument?

3Burger: Mit Hilfe von Organizing

konnten wir Anliegen der Beschäf-

tigten aufgreifen und gemeinsam

mit ihnen für Verbesserungen

kämpfen. Das brachte uns in der

Öffentlichkeit das Image einer

durchsetzungsfähigen und erfolg-

reichen Gewerkschaft. Auch dank

diesen Erfolgen wachsen unsere

Mitgliederzahlen seit sechs Jahren

kontinuierlich.

? direkt: Wie schwierig ist es für

euch in der Schweiz, Gewerk-

schaftsmitglieder zu gewinnen?

3Burger: Mitgliederwerbung ist

harte Knochenarbeit. Wir müssen

Arbeitnehmer täglich im direkten

Gespräch vom Sinn und Nutzen

der Gewerkschaften überzeugen.

Dank unserer Erfolge haben wir

dafür gute Argumente. Für ein ste-

tiges Mitgliederwachstum braucht

es viel Hartnäckigkeit und das Be-

wusstsein, dass Mitgliederwer-

bung eine zentrale Aufgabe der

Gewerkschaft ist.

? direkt: Was kann Organizing der

IG Metall bringen?

3Burger: Organizing ist kein Wun-

dermittel. Aber eingebettet in eine

Gesamtstrategie, die auf den Auf-

bau eines realen Kräfteverhältnis-

ses setzt, kann Organizing jeder

Gewerkschaft nutzen. Denn damit

können Gewerkschaften die Inter-

essen aller Mitglieder wirksam

vertreten und neue Mitglieder ge-

winnen. Und nur eine erfolgreiche

Gewerkschaft ist letztendlich eine

attraktive Gewerkschaft.

3 Im Gespräch
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3Mehr zum Jobnavi-
gator gibt es auf den

Internetseiten der
IG Metall-Service-

gesellschaft.
www.igmservice.de

3Direkt zum Job-Na-
vigator geht es über:

www.igmetall.
jobnavigator.org

J o b n a v i g a t o r

Wissen veraltet immer schneller.

Wer seine Chancen auf dem Ar-

beitsmarkt erhalten will, muss

sich regelmäßig weiterbilden. Mit

dem Job-Navigator bietet die IG

Metall ihren Mitgliedern dabei

Unterstützung an.

Berufliche Qualifizierung ist auch

in der Betriebsratsarbeit ein wich-

tiges Thema. Bei der Beratung

können Betriebsräte nun auf den

Job-Navigator zurückgreifen oder

Beschäftigte darauf verweisen.

Perspektiven finden

Für die Wahl der richtigen Weiter-

bildung müssen sich Beschäftigte

erst einmal darüber klar werden,

welche Fähigkeiten sie besitzen

und in welche Richtung sie sich

entwickeln wollen.Der Job-Naviga-

tor der IG Metall hilft ihnen, eine

Bilanz ihrer Fähigkeiten zu erstel-

len sowie berufliche Ziele und Per-

spektiven zu finden. Auch bei der

Wahl des Veranstalters hilft der

Job-Navigator. Weiterbildungswil-

lige können hierüber seriöse Wei-

terbildungsträger und in ihrer Re-

gion ausfindig machen. Zum An-

gebot gehört auch eine Weiterbil-

dungscheckliste, ein Beratungs-

service und eine individuelle Po-

tenzialanalyse.

Mitglieder erhalten über die IG

Metall-Servicegesellschaft günsti-

ge Konditionen und weitergehen-

de Informationen rund um ihre

Rechte zum Arbeitsverhältnis und

ihre berufliche Weiterentwicklung.

Wer sich beruflich verändern will,

kann die Bewerbungsunterlagen

checken lassen oder an einem Ori-

entierungstest teilnehmen.

Neue berufliche Ziele gut vorbereiten

O r g a n i z i n g

3IG Metall-Thesenpa-
pier: »Organizing:

Die mitgliederorien-
tierte Offensivstrate-

gie für die IG Metall –
Acht Thesen zur

Erneuerung der Ge-
werkschaftsarbeit«

sowie Informationen
und Präsentationen

zu Organizing bei:
soeren.niemann-

findeisen@
igmetall.de

führung. Dazu gehören laut Nie-

mann-Findeisen unter anderem:

3mehr konfliktorientierte Ausein-

anderdersetzungen,

3mehr direkte Beteiligung,

3mehr Betriebspolitik,

3 Erschließung weißer Flecken bei

Personengruppen, Branchen, Un-

ternehmen, Abteilungen und Un-

ternehmensbereichen.

Gemeinsam anpacken

Ob Organizing auch für die IG Me-

tall eine Chance wird, hängt für

den Zweiten Vorsitzenden Detlef

Wetzel von verschiedenen Fakto-

ren ab. Für Wetzel kommt es nicht

nur darauf an, eine Organizing-

Strategie zu entwickeln. »Wir müs-

sen auch die Hauptamtlichen, die

Betriebsräte und die Vertrauens-

leute dafür gewinnen.« Vorausset-

zung dafür seien maßgeschnei-

derte Qualifizierungen wie Tagun-

gen und Seminare für Arbeitneh-

mervertreter. Gleiches gilt für

Hauptamtliche.

Zwar steckt das Organizing-

Konzept der IG Metall noch in den

Kinderschuhen, doch Wetzel war

zuversichtlich, dass es ein Erfolg

wird und forderte die Zuhörer auf:

»Lasst es uns anpacken.«

Die IG Metall will die Mitglieder-

gewinnung stärker ins Zentrum al-

ler gewerkschaftlichen Bemühun-

gen rücken. Das Instrument dazu

heißt »Organizing«.

Das Schlagwort »Organizing« be-

zeichnet eine Methode zur Stär-

kung der eigenen Durchsetzungs-

kraft und zur Mitgliedergewin-

nung. Vor allem US-amerikanische

Gewerkschaften nutzen Organi-

zing seit längerem. Auch Schwei-

zer Gewerkschaften haben bereits

Erfahrungen mit dem Instrument

gesammelt. So weist etwa Roman

Burger von der Schweizer Gewerk-

schaft Unia daraufhin, dass die

konsequente Ausrichtung aller Ak-

tivitäten auf die Mitgliedergewin-

nung für die Organisation eine

grosse Chance sei (siehe auch ne-

benstehendes Interview).

Welche Möglichkeiten Organi-

zing der IG Metall bietet, diskutier-

te die Gewerkschaft im Rahmen ei-

ner Tagung mit betrieblichen Ak-

teuren und Experten aus der

Schweiz und den USA. Sören Nie-

mann-Findeisen vom Kampagnen-

Team der IG Metall beschrieb Or-

ganizing in Deutschland als eine

mitglieder-, beteiligungs- und

konfliktorientierte Kampagnen-

Beteiligen, mitreden und streiten
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S c h w e r b e h i n d e r t e

Eine alterns- und einschränkungs-
gerechte Arbeitsgestaltung – und
die Fortführung der Altersteilzeit.
Dies fordern die Schwerbehinder-
tenvertreter der Autoindustrie von
Politik und Arbeitgebern.
Beschäftigte werden immer älter.
In der Autoindustrie sind sie in der
Produktion im Schnitt 44 Jahre alt.
Und das Renteneintrittsalter ist
auf durchschnittlich 63,1 Jahre ge-
stiegen. Damit steigt auch die Zahl
der Beschäftigten mit gesundheit-
lichen Einschränkungen. Denn:
Die Hälfte der Schwerbehinderten
in Deutschland ist über 55 Jahre alt.
Darüber diskutierte der Arbeits-
kreis der Schwerbehindertenver-
treter der Automobilindustrie auf
seiner Jahrestagung mit Politikern,
Arbeitgebern und Experten.

»Wir wollen, dass sich alle an ei-
nen Tisch setzen, um praktikable
Lösungen zu erarbeiten«, erklärt
der Arbeitskreisvorsitzende Bern-
hard Grunewald, Konzernschwer-
behindertenvertreter bei Opel.
»Die Politik hat die Verlängerung
der Lebensarbeitszeit leichfüßig
beschlossen. Damit darf sie jetzt
Betriebe und Belegschaften nicht
alleine lassen.«

Die Arbeitgebervertreter vertei-
digten die spätere Rente. Sie set-
zen auf Prävention. »Das allein

Der Funktionsbereich Wirtschaft-
Technologie-Umwelt des IG Me-
tall-Vorstands in Frankfurt hat ein
neues Papier herausgebracht zur
Innovationspolitik aus gewerk-
schaftlicher Sicht.
Innovationen werden definiert als
zentraler Faktor für die Sicherung
und Stärkung der Wettbewerbs-
fähigkeit des industriellen Sektors
und der Ökonomie insgesamt. Die
Forschungs- und Entwicklungsan-
strengungen stellen eine wesentli-
che Grundlage für Innovationen
dar. Indikatoren, die die For-
schungs- und Entwicklungsinten-
sität messen, signalisieren, dass
Deutschland in dieser Hinsicht in
der Spitzengruppe der Industri-

reicht nicht«, meint jedoch Klaus
Pickshaus, der für den Funktions-
bereich Gesundheitsschutz und
Arbeitsgestaltung der IG Metall an
der Diskussion teilnahm. »Präven-
tion muss 20 Jahre vor der Rente
einsetzen. Für die geburtenstar-
ken Jahrgänge, die jetzt auf die 60
zugehen, kommt das zu spät. Viele
sind verschlissen – auch durch die
Rückschritte in der Arbeitspolitik
in den Betrieben. Sie brauchen
frühere Ausstiegsmöglichkeiten.«

Mehr Behinderte im Betrieb
Der Anteil der schwerbehinderten
Beschäftigten in der Industrie ist
mittlerweile auf 4,3 Prozent gestie-
gen, in der Autoindustrie gar auf
5,5 Prozent. »Dies zeigt unsere
Fähigkeit, derzeit 50 000 schwer-
behinderte und von Behinderung
bedrohte Beschäftigte mit einer
etwas anderen Gesundheit in den
Betriebsalltag zu integrieren und
ihre Weiterbeschäftigung zu si-
chern«, meint Grunewald. »Von
dieser Erfolgsspur dürfen wir uns
nicht abbringen lassen.«

Aber: Dadurch rückt zwar die ge-
setzliche fünf Prozentquote näher.
»Doch nicht etwa, weil die Betrie-
be mehr behinderte Beschäftigte
einstellen. Sondern weil sie die Äl-
teren länger im Betrieb halten«,

Quelle: Statistisches Bundesamt

Anteil an den Schwerbehinderten, in Prozent
(Stand 31.12.2005)

Im Alter mehr Schwerbehinderung

15-24
Jahre

25-34
Jahre

35-44
Jahre

45-54
Jahre

55-64
Jahre

5,0 6,6
15,4

26,1

46,9

Fast die Hälfte der Schwerbehinderten ist über 55 Jahre.

3Mehr zur Tagung
des Arbeitskreises
der Schwerbehinder-
tenvertreter in der
Automobilindustrie:
extranet.igmetall.de
RAktive
RSchwerbehinder-
tenvertretung

Der Arbeitskreis exi-
stiert seit 1961 und
befasst sich seit Jah-
ren mit dem Thema
alternsgerechter
Arbeitsgestaltung.

3Das gesamte Pa-
pier »Überlegungen
zur Innovationspoli-
tik« ist in der Reihe
»Wirtschaftspoliti-
sche Informationen«
erschienen und kann
bezogen werden bei
Nikolaus.Schmidt
@igmetall.de

oder im
extranet.igmetall.de
RThemen
RWirtschaft

Arbeit gesund gestalten – Altersteilzeit erhalten
kritisiert Werner Feldes vom Res-
sort Behindertenpolitik der IG Me-
tall. Damit sinkt die Ausgleichsab-
gabe der Betriebe, die die fünf
Prozent-Quote nicht erfüllen. So
fehlt Geld für öffentlich geförderte
Integrationsmaßnahmen und ein-
schränkungsgerechte Arbeitsplat-
zumgestaltung.

Doch gerade da muss aus Sicht
des Arbeitskreises mehr getan
werden – mit einem starken Netz-
werk von Ärzten, Kliniken und
Krankenkassen. In die Weiterbil-
dung Beschäftigter mit Einschrän-
kungen muss mehr investiert wer-
den. Und die Altersteilzeit muss
erhalten bleiben – auch als Be-
schäftigungsbrücke für Jüngere.

I n n o v a t i o n e n

Die Forderung nach mehr Innovationen greift schlicht zu kurz
eländer liegt. »Dies ist ein gewich-
tiger Faktor der hohen internatio-
nalen Wettbewerbsfähigkeit der
deutschen Industrie – und hier
insbesondere der Metall- und
Elektroindustrie, die sich in den
hohen und fortlaufend gestiege-
nen Exportüberschüssen seit Mit-
te der neunziger Jahre ausdrückt«,
schreibt der Autor der Studie, Ni-
kolaus Schmidt.

Die Orientierung an kurzfristiger
Profitsteigerung und einseitigen
massiven Druck auf eine Senkung
der (Arbeits-) Kosten droht jedoch
die Innovationsfähigkeit zu unter-
graben. An diesem Problem setzt
unter anderem die Kampagne der
IG Metall »Besser statt billiger« an.

Insgesamt ist ein differenzierter
Umgang mit dem Thema Innova-
tionen geboten, fordert das Papier
des IG Metall-Vorstands.

Neben ihrer positiven Wirkung
auf die industrielle Entwicklung
sind Innovationen zugleich ein In-
strument der Konkurrenz und be-
fördern tiefgreifende Umstruktu-
rierungen. Aber: Nicht zuletzt ist
aus Sicht der Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer ist keineswegs
alles positiv, was heutzutage als
»Innovation« bezeichnet wird. Dies
gilt beispielsweise im Zusammen-
hang mit der weltweiten Finanzkri-
se für viele Instrumente, die vor
kurzer Zeit noch als »Finanzinnova-
tionen« allgemein gelobt wurden.

5



Die Jugend- und Auszubildenver-
tretung (JAV) vertritt die Interes-
sen der Jugendlichen und Auszu-
bildenden im Betrieb und wird
von ihnen demokratisch gewählt.

Die JAV ist wie der Betriebsrat als

Gremium zur Vertretung der Inter-

essen der Beschäftigten im Be-

triebsverfassungsgesetz (§§61-

71) verankert.

Voraussetzungen für die Wahl
einer JAV sind ein bestehender Be-

triebsrat, der den Wahlvorstand

bestellt, sowie mindestens fünf

Wahlberechtigte.

Wahlberechtigt sind Jugendli-

che unter 18 Jahren und Azubis un-

ter 25 Jahren. Bei bis zu 20 Wahl-

berechtigten kann ein Jugend- und

Auszubildenvertreter (JAVi) ge-

wählt werden, bei 21 bis 50 Wahl-

berechtigten drei – und darüber

gestaffelt bis zu 15 JAVis ab 1000

Wahlberechtigten.

Als JAVi kandidieren können alle

Beschäftigten unter 25 Jahren.

Die JAV wird alle zwei Jahre ge-

wählt – das nächste Mal dieses

Jahr im November. Die JAV soll alle

Beschäftigtengruppen abdecken,

sowie betriebsanteilig aus Män-

nern und Frauen bestehen.

Die Aufgaben der JAV sind:

3 Die Einhaltung von Gesetzen

und Tarifverträge überwachen.

3 Die Qualität der Ausbildung

überwachen, ob beispielsweise

Azubis ausbildungsfremde Tätig-

keiten machen müssen oder unge-

recht beurteilt werden.

3Maßnahmen für Azubis beantra-

gen, beispielsweise die Übernah-

me nach der Ausbildung.

3 Die Integration ausländischer

Jugendlicher und Azubis fördern,

das heißt gegen Rechtsradikalis-

mus zu stehen.

Die JAV setzt ihre Forderungen

über den Betriebsrat durch. Den-

noch ist die JAV ein eigenständiges

Gremium, und hat eigene Rechte:

3 Die JAV nimmt an Betriebsrats-

sitzungen teil. Geht es um Jugend-

liche und Azubis, haben JAVis auch

Stimmrecht. Die JAV kann zudem

beantragen, dass ihre Themen auf

die Tagesordnung kommen.

Mehr Informationen
zur JAV im Extranet:

www.extranet.
igmetall.de

RAktive
RJAV

Dort gibt es Material
zu den anstehenden

JAV-Wahlen 2008:
www.extranet.

igmetall.de
RAktive

RJAV-Wahl

Was ist eigentlich ...

3 Geht es bei Besprechungen zwi-

schen Betriebsrat und Arbeitgeber

um Jugendliche und Azubis, dann

darf die JAV teilnehmen.

3 Die JAV darf Sitzungen während

der Arbeitszeit abhalten.

3 Die JAV darf viermal im Jahr eine

Versammlung der Jugendlichen

und Auszubildenden einberufen.

3 In Betrieben mit mehr als 50

wahlberechtigten Jugendlichen

darf die JAV eigene Sprechstunden

während der Arbeitszeit anbieten.

3 JAVis dürfen während der Ar-

beitszeit JAV-Arbeit machen, bei-

spielsweise Azubis an ihren Ar-

beitsplätzen besuchen. Sie dürfen

durch ihre Arbeit keine Nachteile,

etwa weniger Entgelt, erleiden.

3 JAVis können auf Kosten des Ar-

beitgebers auf Schulungen gehen,

die der JAV-Arbeit dienen.

3 JAVis haben Kündigungsschutz

und können ihre unbefristete

Übernahme verlangen.

Im Bereich der IG Metall gibt es

etwa 3000 JAVen mit rund 7800 JA-

Vis, von denen etwa 5000 in der IG

Metall organisiert sind. Sie sind

die IG Metall-Vertrauensleute und

Betriebsräte von morgen.
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3Die IG Metall
rät ihren Mitgliedern

in Kfz-Betrieben,
die »christliche«

Tariferhöhung nur
unter Vorbehalt anzu-
nehmen und parallel

dazu Widerspruch
dagegen einzulegen.
Darin sollen sie sich
auf die Tarifverträge

der IG Metall beru-
fen, die in Nachwir-

kung bleiben.
Musterschreiben da-

zu gibt es unter:
www.nrw.

igmetall.de

... die JAV?

K f z- H a n dwe r k

Schon für rund 3100 Beschäftigte
in 44 Kfz-Betrieben hat die IG Me-
tall Nordrhein-Westfalen seit Mitte
Mai Haustarifverträge abgeschlos-

sen. Insgesamt will sie 100 schaf-

fen. Nachdem der Landesverband

der Kfz-Arbeitgeber aus den Tarif-

verhandlungen mit der IG Metall

ausgestiegen war und einen Dum-

pingvertrag mit den »Christlichen«

abgeschlossen hatte, begann die

IG Metall einen Häuserkampf. Wo

sie Haustarifverträge abschloss,

gelang es ihr, die gleichen Tarifbe-

dingungen durchzusetzen, die in

den anderen Tarifgebieten erreicht

wurden. Ziel der IG Metall ist es,

möglichst überall höhere Löhne

durchzusetzen, den Beschäftigten

schnell Rechtssicherheit zu geben

und: dass sich die Arbeitgeber in

Tarifgemeinschaften zusammen-

schließen, um dann mit ihnen

zum Flächentarifvertrag zurück-

kehren zu können.

44 Häuser erobert

L e i h a r b e it

Die IG Metall will Widerspruch ge-
gen eine Verfügung des Landge-
richts Frankfurt einlegen. Die Rich-
ter hatten eine regionale Initiative

des IG Metall-Bezirks Frankfurt für

unzulässig erklärt. Darin fordert

die Gewerkschaft die Firmen auf,

sich in einem »Fairness-Abkom-

men« zu verpflichten, Leiharbeit-

nehmern mindestens DGB-Tarif zu

zahlen. Die große Mehrheit der

Verleiher unterzeichnete das Ab-

kommen. Für rund 80 Prozent der

Leiharbeiter gilt es. Doch der Ar-

beitgeberverband Mittelständi-

sche Personaldienstleister (AMP)

verweigerte sich. Auf seinen An-

trag verbot das Gericht die Initiati-

ve – ohne der IG Metall vorher die

Chance zu geben, in einer mündli-

chen Anhörung ihre Argumente

vorzutragen. Der IG Metall-Vor-

stand ist jedoch zuversichtlich,

dass die Verfügung nach einem Wi-

derspruch aufgehoben wird.

Widerspruch kommt

V W - G e s e t z

IG Metall und der Konzernbe-
triebsrat von VW haben den Ent-
wurf der Bundesregierung zum
VW-Gesetz begrüßt. Danach dür-

fen wichtige Entscheidungen nur

mit einer Mehrheit von 80 Prozent

plus einer Aktie getroffen werden.

Das Land Niedersachsen, das ei-

nen Anteil von 20,3 Prozent hält,

behielte ein Vetorecht. (In anderen

Unternehmen gilt ein Vetorecht

erst ab 25 Prozent.) Porsche, größ-

ter VW-Aktionär, ist die 20-Prozent-

klausel ein Dorn im Auge. Die IG

Metall sieht darin dagegen ein Mo-

dell auch für andere Unternehmen.

Gälte es für alle, wären Firmen wie

Nokia und AEG Nürnberg nicht dem

»rein profitorientierten Kapitalis-

mus zum Opfer gefallen«, sagt

Berthold Huber.

Erhebt die EU-Kommission, die

das VW-Gesetz 2007 gekippt hatte,

allerdings wieder Einspruch, will

die Regierung sich dem beugen.

Berlin setzt Signal



W e i t e r b i l d u n g

Interne Schulungen
haben keinen Vorrang
Neu gewählte Betriebsräte können
auch dann an einer externen Schu-
lung teilnehmen, wenn ein ver-

gleichbares Seminar in den Räu-

men des Arbeitgebers kostengün-

stiger als Inhouse-Schulung durch-

geführt werden könnte.

Der Arbeitgeber kann den Teil-

nehmern einer Schulung auch

nicht zumuten, täglich zum Semi-

narort und wieder nach Hause zu

fahren, um Übernachtungskosten

zu sparen.

Arbeitsgericht Bremen-Bremerhaven
vom 31. Mai 2007 – 10 BV 59/07

V e r p f l e g u n g

Keine pauschale
Kostenkürzung
Ein Arbeitgeber kann Kosten für
Verpflegung, die etwa im Rahmen
einer Betriebsratsschulung ange-

fallen sind, nicht pauschal um 20

Prozent kürzen. Er kann sie ledig-

lich um die Pauschbeträge reduzie-

ren, die sich nach § 1 Abs. 1 und 3

SachbezV ergeben. Seit 1. Januar

2007 gelten hier die Sachbezugs-

werte der Sozialversicherungsord-

nung. Danach betragen die

Pauschbeträge 1/30 von 45 Euro

für das Frühstück und 80 Euro Mit-

tag- und Abendessen.

LAG Baden-Württemberg vom 20. Sep-
tember 2007 – 11 TaBV 5/07

B e t r i e b s r a t s w a h l

Briefwahlumschläge
nicht vorzeitig öffnen
Eine Betriebsratswahl ist unwirk-
sam, wenn der Wahlvorstand die
Briefwahlumschläge vor Beginn
des offiziellen Wahlzeitraumes öff-

net. Dabei spielt es auch keine Rol-

le, ob der Wahlvorstand bereits

vollständig versammelt ist. Be-

ginnt die Auszählung vor dem im

Wahlausschreiben angekündigten

Beginn, fehlt es an der Öffentlich-

keit der Sitzung. Die Wahl gilt dann

als unwirksam.

LAG Nürnberg vom 27. November 2007 –
6 TaBV 46/07

B e t r i e b s r e n t e

Frauen dürfen nicht
diskriminiert werden
Bei der Witwerrente dürfen Frauen
von ihrem Arbeitgeber nicht be-
nachteiligt werden. Eine solche Be-

nachteiligung liegt etwa dann vor,

wenn männliche Arbeitnehmer mit

der Betriebsrente auch eine unbe-

dingte Witwenversorgung erhal-

ten, bei Frauen die Witwerrente

dagegen an die Bedingung ge-

knüpft wurde, dass die Ehefrau

auch den überwiegenden Teil des

Unterhalts bestritten hat.

In diesem Fall handelt es sich um

eine unterschiedliche Entlohnung,

die allein auf dem Geschlecht be-

ruht. Diese Ungleichbehandlung

verstößt gegen den arbeitsrechtli-

chen Gleichbehandlungsgrund-

satz. Dadurch haben sie Anspruch

auf Leistungen, die ihnen vorent-

halten wurden.

BAG vom 11. Dezember 2007 – 3 AZR
249/06

P e r s o n a l a k t e

Keine Pflicht zur
Nummerierung
Zu den arbeitsvertraglichen Ne-
benpflichten des Arbeitgebers
gehört es, keine Unterlagen oder

Daten über Arbeitnehmer zu sam-

meln, die diese nicht einsehen und

deren Richtigkeit sie nicht überprü-

fen können. Der Arbeitgeber ist je-

doch nicht verpflichtet Schrift-

stücke, die er der Personalakte

beifügt, durchzunummerieren.

BAG vom 16. Oktober 2007– 9 AZR
110/07

A l t e r s v o r s o r g e

Prämien gegen
Flexibilität
Der Arbeitgeber darf die Zahlung
von Prämien an Bedingungen
knüpfen. So kann er Leistungen

der betrieblichen Altersvorsorge

davon abhängig machen, dass ei-

ne Betriebsvereinbarung zur fle-

xiblen Arbeitsgestaltung zustande

kommt.

BAG vom 18. September 2007 – 3 AZR
639/06

Z e i t v e r t r a g

Befristung nur von
begrenzter Dauer
Ein Arbeitgeber kann eine Befris-
tung in einem zeitlich begrenzten
Projekt nur dann sachlich rechtfer-

tigen, wenn es sich um Zusatzauf-

gaben von vorübergehender Dauer

handelt. Diese Zusatzaufgaben

müssen sich von den sonstigen

Daueraufgaben des Unterneh-

mens eindeutig abgrenzen lassen.

Für ein Projekt und eine damit ver-

bundene Befristung spricht es,

wenn der Arbeitgeber Drittmittel

oder sonstige Sachleistungen für

diese Zusatzaufgaben erhält.

BAG vom 7. November 2007 – 7 AZR
484/06

E n t g e l t

Provisionsansprüche
gerichtlich überprüfbar
Ein Arbeitnehmer, der Geschäfte
auf Provisionsbasis abschließt,
hat Anspruch auf die volle Provi-

sion unabhängig davon, ob das

vermittelte Geschäft noch während

oder erst nach Beendigung eines

bestehenden Arbeitsverhältnisses

ausgeführt wird.

Der Arbeitgeber kann die Provi-

sion nicht durch eine von ihm im

Arbeitsvertrag vorformulierte Klau-

sel im Vertrag um die Hälfte kür-

zen. Eine solche Klausel würde den

Arbeitnehmer unangemessen be-

nachteiligen und ist deshalb un-

wirksam.

BAG vom 20. Februar 2008 – 10 AZR
125/07

V e r g ü t u n g

Gleiche Absenkung bei
Neueinstellungen
Die gleichmäßige Absenkung der
Vergütung für neueingestellte Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitneh-

mer unterliegt nicht dem Mitbe-

stimmungsrecht des Betriebsra-

tes. Daher kann sie auch nicht die

Verweigerung der Zustimmung zur

geplanten Eingruppierung recht-

fertigen.

LAG Hamm vom 17. August 2007 – 13
TaBV 10/07 (Rn. 45)

3Fachtagung:
»Licht ins Dunkel! –
Aktuelle Rechtsspre-
chung im Fokus«, lau-
tet der Titel einer
Fachtagung, die die
Zeitschrift »Arbeits-
recht im Betrieb« ge-
meinsam mit AiB-Wis-
sen am 18. Juni in
Münster für Interes-
senvertreterInnen zur
aktuellen Rechtsspre-
chung im Arbeitsrecht
anbietet.
3www.aib-
verlag.de
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T e r m i n e

18. – 20. Juni 2008
»Produktionssysteme
in der Automobilindus-
trie – Auswirkungen
auf benachbarte Bran-
chen. Toyota – Muster
für alle und alles?« lau-
tet der Titel des Forums
Politische Bildung, zu
dem der IG Metall-Be-
zirk Baden-Württem-
berg einläd. Das Forum
bietet die Möglichkeit,
die betriebliche Situa-
tion in der Metall- und
Elektroindustrie zu
überprüfen sowie Krite-
rien für betriebliche
und tarifpolitische Kon-
sequenzen zu erörtern.
Das Ziel: Die Gestal-
tung menschengerech-
ter Arbeit. Die Veran-
staltung fällt unter Pa-
ragraf 37,6 BetrVG und
findet in der IG Metall-
Bildungsstätte Lohr
statt. Seminar-Num-
mer: VB30708. Anmel-
dung per E-Mail an:
Lohr@igmetall.de. In-
fos zum Forum gibt es
bei Angela Widmann,
Telefon 09 35 2 – 50 6-0.

»Einen Vorsprung im Leben hat, wer da anpackt, wo die anderen
erst einmal reden.«
John F. Kennedy, ehemaliger US-Präsident, der vor 91 Jahren geboren und am
22. November 1963 erschossen wurde.

»Wehret dem Telekommunismus.«
Friedrich Küppersbusch, Fernsehproduzent, zu den Spitzeleien bei der Telekom.

M a t e r i a l

3Arbeitshilfe: Mit dem Pro-
gramm »Einstiegsqualifizierung
für Jugendliche« (EQ) sollen jun-
gen Menschen über eine betrieb-
liche Praxiszeit in ein reguläres
Ausbildungsverhältnis wechseln
können. Was das Programm ge-
nau beinhaltet, wer gefördert
werden kann und wie es politisch
zu bewerten ist – das zeigt die
Broschüre »Einstiegsqualifizie-
rung (EQ) im Betrieb – Hand-
lungsmöglichkeiten für Betriebs-
rat, Personalrat und JAV«. Bestel-
lung oder Download unter:
3www.dgb.de
RService RPublikationen

3Branchenreport: Der aktuelle
IG Metall-Branchenreport »Auto-
mobilhersteller 2004-2007« zeigt
auf, wie sich Absatz und Umsatz
der Automobilkonzerne ent-
wickelt haben. In Deutschland

ging im Jahr 2007 der Absatz aller
Automobilhersteller zurück. Den-
noch konnten die deutschen Her-
steller Marktanteile gewinnen.
Trotzdem verringerten sie die Be-
schäftigung von 2004 bis 2006
um durchschnittlich 1,6 Prozent.
Nur bei Porsche und BMW werden
wieder Arbeitsplätze geschaffen,
nachdem die Beschäftigung im
Jahr 2005 gesunken ist. Pdf zum
Herunterladen unter:
3www.extranet.igmetall.de
RBranchen RAutomobil
RHersteller

S t e l l e n a n g e b o t e

Die Verwaltungsstelle Mittelhes-
sen sucht ab sofort für eine unbe-
fristete Vollzeitstelle eine/n

politische/n Sekretär/in.
Aufgaben: Beratung und Betreu-
ung von Betrieben in allen Bran-
chen. Kampagnen planen. Eigen-
ständige und verantwortliche Ver-
handlungsführung bei Haus- oder
betrieblichen Ergänzungstarifver-
trägen. Mitglieder in Arbeits- und
Sozialrechtsfragen beraten. Ge-
werkschaftliche Frauenarbeit.
Anforderungen: Abgeschlossene
Berufsausbildung und Berufser-
fahrung. IG Metall-Traineepro-
gramm, Akademie der Arbeit oder
Fachwissen aus anderen gewerk-
schaflichen Bildungseinrichtun-
gen. Erfahrungen mit betrieblicher
Interessenvertretung.
Bewerbungen bis 23. Juni: IG Me-
tall, z. H. Holger Timmer, Cranach-
straße 2, 35396 Gießen. Telefon
0171 – 9766182.

Die Verwaltungsstellen Frankfurt
und Wiesbaden-Limburg suchen
ab Herbst für eine unbefristete
Vollzeitstelle eine/n

politischen Sekretär/in.
Aufgaben: Hauptansprechperson
für Era. Betriebe, Betriebsräte, Ver-
trauensleute und Jugendvertretun-
gen betreuen und beraten. Kampa-
gnen planen. Mitglieder in Arbeits-
und Sozialrechtsfragen beraten.
Anforderungen: IG Metall-Trainee-
programm, Akademie der Arbeit
oder Fachwissen aus anderen ge-
werkschaflichen Bildungseinrich-
tungen. Erfahrungen mit betriebli-
cher Interessenvertretung sowie
Mitgliederkampagnen.
Bewerbungen bis 15. Juli (per Post
oder E-Mail): IG Metall, z. H. Micha-
el Erhardt, Wilhelm-Leuschner-
Straße 69-77, 60329 Frankfurt. Te-
lefon 069 – 24 25 31-28. E-Mail:
michael.erhardt@igmetall.deKa
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